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CHEFSACHE

Das Telefonat mit dem Kreditsachbe-
arbeiter der Bank deutet oft genug  das
Ende an. Da wird nicht Nächte lang ver-
handelt wie in der Oberhausener Bab-
cock-Zentrale. Fehlende Liquidität führt
beim Mittelständler zur Kreditkündigung.
Die Verpfändung der Lebensversiche-
rung, die  Eintragung einer weiteren
Grundschuld auf das private Wohnhaus
– solche letzten Kraftanstrengungen mö-
gen den Prozess eine Weile hinauszö-
gern, doch ohne tiefgreifende Sanierung
des Unternehmens ist in aller Regel
schon wegen der Schuldenlast keine Ret-
tung möglich. Die Angst vor der Pleite
sitzt tief. Gerade mittelständische Unter-
nehmer sehen darin auch ein persönli-
ches Scheitern. So wird der Insolvenzan-
trag als Anfang vom Ende angesehen. Zu
Unrecht. Denn: In der neuen Insolvenz-
ordnung ist auch die Chance zu einem
Neubeginn verankert.

„Viel vom 
amerikanischen Insolvenz-

recht übernommen“

Nach dem amerikanischen Insol-
venzrecht, das in vielen Punkten die Pa-
tenschaft übernommen hat, wird
zunächst „protection under chapter 11“

wertungsverbot abgewichen werden, be-
sonders zum Erhalt des Unternehmens.“

Der Begriff „Insolvenzplan“ ist miss-
verständlich. Es handelt sich nämlich um
einen Vergleich zwischen dem insolven-
ten Unternehmen und seinen Gläubi-
gern. Doch die Möglichkeiten zu Gun-
sten des Schuldners sind deutlich größer
als nach der alten Vergleichsordnung. Es
gibt zum Beispiel keine Mindestquote
von 35 Prozent für die Gläubiger, die An-
sprüche der Arbeitnehmer, der Sozialver-
sicherung und des Finanzamts sind nicht
mehr privilegiert. Der Plan braucht nur
die Zustimmung der Gläubigerversamm-
lung mit einfacher Mehrheit. Warrikoff

rät: „Wer nicht nur den Betrieb erhalten,
sondern auch das Sagen behalten will,
sollte unbedingt den Insolvenzplan in
seine Überlegungen einbeziehen. Und er
sollte sich schon vor dem Gang zum In-
solvenzgericht von einem versierten An-
walt beraten lassen. Denn danach sind
die Spielräume eingeengt. Zwar will auch
der vorläufige Insolvenzverwalter den
Betrieb erhalten, wenn es ihm lohnend
erscheint, doch im Interesse der Gläubi-
ger, nicht unbedingt im Interesse des In-
habers.“

Dr. Alexander Warrikoff
Rechtsanwalt und Insolvenzverwalter

Unternehmenssicherung und Sanierung,  Teil I

Die sanfte Landung
Alle 15 Minuten geht in
Deutschland ein Unterneh-
men pleite, und damit ge-
hen jeden Tag 1500 Arbeits-
plätze verloren. Dass muss
nicht sein. Auch kleine Be-
triebe können das neue In-
solvenzrecht nutzen.

beantragt und damit der Schutz vor dem
Zugriff der Gläubiger. Die können nicht
mehr zwangsvollstrecken, der Gerichts-
vollzieher bleibt vor der Tür. Alte Schul-
den werden nicht mehr bezahlt, und
durch die weiterlaufenden Geschäfte
entsteht neue Liquidität. Eine weitere
Quelle ist das Insolvenzgeld. Denn die
Beschäftigten bekommen vom Arbeits-
amt alle Gehalts- und Lohnausfälle in
voller Höhe bezahlt für die Zeit von drei
Monaten vor der Insolvenzeröffnung.
Das erspart dem Unternehmen erhebli-
che Personalkosten.

„Gut, wenn schon vor 
dem Insolvenzantrag ein
Konzept zur Rettung des
Unternehmens besteht“

Mit dem Antrag wird normalerweise
vom Gericht ein vorläufiger Insolvenz-
verwalter eingesetzt, der weit reichende
Rechte hat. „Gut, wenn schon vor der
Eröffnung des Verfahrens ein Konzept 
besteht, mit dem das Unternehmen 
zu retten ist“, sagt Alexander 
Warrikoff, ehemaliger Bundestagsabge-
ordneter und als Mitglied des Rechtsaus-
schusses an der Erarbeitung der neuen 
Insolvenzordnung beteiligt, jetzt Rechts-
anwalt in Darmstadt und als Insolvenz-
verwalter tätig. Das neue Insolvenzrecht
kommt dem Unternehmer zur Hilfe. „Es
bleibt zwar dabei“, erläutert Warrikoff, 
„wie schon nach der alten Konkursord-
nung, dass die Verwertung des Schuld-
nervermögens im Interesse der Gläubi-
ger das Ziel des Verfahrens ist“. Aber: „In
einem Insolvenzplan kann von dem Ver-
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